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ANLAGE 1

Landschaftsverband Rheinland





Köln, im März 2007

- Integrationsamt  -

Eckpunkte des Integrationsamtes des Landschaftsverbandes Rheinland zur Bündelung der rheinischen Integrationsfachdienste

1. Ausgangssituation

Das Integrationsamt schließt jährlich mit den Trägern der Integrationsfachdienste (IFD) Zielvereinbarungen ab. Die Zielvereinbarungen dienen der zielgerichteten und wirkungsorientierten Steuerung der IFD. Die Zielfelder werden aus den Bereichen der Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität abgeleitet und festgelegt und jährlich den aktuellen Erfordernissen angepasst. 

1.1 Anzahl der Vermittlungen

Das Zielfeld 1 bezieht sich auf die Anzahl der zu erreichenden Vermittlungen. Als Zielmarke gilt „1 Vermittlung pro Vollzeitstelle pro Monat“. Diese Kennzahl ist in mehreren, voneinander unabhängigen Modellprojekten als realistische Zielgröße für den Personenkreis der besonders betroffenen schwerbehinderten Menschen festgelegt worden und entspricht im übrigen auch den bundesweiten Erfahrungen in der IFD-Arbeit im Jahr 2005.

Legt man diese Kennzahl zugrunde, so haben im Auswertungszeitraum Januar - September 2006 2/3 der rheinischen IFD diese Quote erreicht (eine Vielzahl davon sogar mehr als deutlich!), 2 Träger haben die Marke nur knapp verfehlt. 11 Träger haben die Zielmarke deutlich verfehlt, davon 3 sehr deutlich.

Auswertungskriterium „Anzahl aller Vermittlungen“ 
	Zielerreichungsgrad
	Σ

	≥ 100%
	25

	80-100%
	2

	50-80%
	8

	≤ 50%
	3

	
	38


1.2 Anzahl aller refinanzierten Vermittlungen

Als refinanziert gelten Vermittlungen, wenn von einem Träger der Rehabilitation ein Auftrag zur Vermittlung vorliegt oder wenn der arbeitslose schwerbehinderte Mensch einen Vermittlungsgutschein (oder analoge Regelung auf kommunaler Ebene) eines Trägers der Arbeitsvermittlung (Agentur für Arbeit, ARGE oder optierende Kommune) vorlegen kann, der in Folge der Vermittlung zur Auszahlung gelangt. 

Ersatzweise (und im Ausnahmefall) zählen auch Beauftragungen des Integrationsamtes für den Übergang Werkstatt für behinderte Menschen – allgemeiner Arbeitsmarkt resp. Übergang Schule – Erwerbsleben als refinanzierte Vermittlung. 

Auswertungskriterium „Anzahl aller refinanzierten Vermittlungen“ 

	Zielerreichungs-

grad
	Σ

	≥ 100%
	14

	80-100%
	3

	50-80%
	12

	≤ 50%
	9

	
	38


Anm.: ZG = Zielerreichungsgrad

Bei der Anzahl der refinanzierten Vermittlungen haben 14 Träger die 100%-Marke erreicht, und 21 Träger haben das vorgegebene Ziel - zum Teil deutlich - verfehlt.

Dies belegt auf der einen Seite, dass die gesetzten Zielmarken erreichbar sind – immerhin haben knapp 40% der Träger dieses Ziel erreicht. Auf der anderen Seite wird deutlich, dass dringend Optimierungsbedarf besteht.

2. Analyse

Analysiert man diese Ergebnisse unter dem Gesichtspunkt der IFD-Trägerorganisations-struktur, so zeigt sich, dass die Vermittlungsquoten besonders niedrig sind bei Trägern, bei denen der IFD 
· ein „Stand-alone-Dienst“ (also nur mit einer Fachkraftstelle im Vermittlungsbereich besetzt) ist ,

· und ausschließlich die Vermittlung von seelisch behinderten Menschen zur Aufgabe hat. Von den 9 IFD, deren Zielerreichungsgrad bei den refinanzierten Vermittlungen unter 50% liegt, sind 7 IFD, die ausschließlich seelisch behinderte Menschen zu vermitteln haben.

Mit der Übernahme der Strukturverantwortung zum 01.01.2005 hat das Integrationsamt die vorhandene Struktur der IFD-Landschaft mit nur geringfügigen Veränderungen fortgeführt. Es wurden weitestgehend die Träger weiter beauftragt, die auch schon in den Jahren 2000-2004 im Auftrag der Arbeitsverwaltung den Vermittlungsbereich des IFD betrieben haben. Auch die Personalstärke wurde nur in begründeten Ausnahmefällen angepasst. Das Geschäftsfeld“ Berufliche Begleitung“ wurde gar nicht verändert.

Dies führt zu der Situation, dass sich die 152 Fachkraftstellen im IFD auf insgesamt 43 Trägerorganisationen verteilen. Im „Vermittlungsbereich“ des IFD sind zur Zeit bei 37 Trägern 70,25- Fachkraftstellen eingerichtet, wobei allein bei 15 Trägern die Stellenanteile bei einer 1,0-FK-Stelle oder niedriger liegen. Die Träger haben sich zwar pro Agenturbezirk zu einem Trägerverbund zusammengeschlossen, einen Ansprechpartner ausgewählt und sich gegenseitig zur Zusammenarbeit verpflichtet. Trotz Trägerverbund arbeiten die Dienste eigenverantwortlich und die Entscheidungskompetenz für die Arbeit des IFD liegt nach wie vor beim einzelnen Träger – und nicht beim Trägerverbund.

3. Ziel: rechtsverbindliche Bündelung 
Der Sozialausschuss hat die Verwaltung beauftragt „zu überprüfen, in wie weit eine Umsteuerung der bisherigen IFD-Struktur sinnvoll ist und unter welchen strukturellen und organisatorischen Bedingungen die Arbeit der IFD optimiert werden kann und durch gezielte Bündelungsprozesse, zum Beispiel durch Trägerzusammenschlüsse wie etwa in Köln, kleinere Einheiten zu größeren IFD (zumindest kostenneutral, wenn nicht sogar kosten reduzierend) – unter Beibehaltung des behinderungsspezifischen Ansatzes - zusammen gefasst werden können.“ (Beschlussvorlage 12/1825). Ziel der Bündelung ist die Herstellung von organisatorischen und strukturellen Rahmenbedingungen, die alle Träger befähigen sollen, die gesetzten Ziele zu erreichen.

Die jetzige Situation erzeugt eine Vielzahl an Schwierigkeiten, die bei einer Bündelung mit einem verantwortlichen Verbundpartner der IFD entfallen würden.

Folgende Effekte werden von der Bündelung erwartet:

Im Innenverhältnis geht es um die Nutzung von Teameffekten:

· Durch gegenseitige Unterstützung innerhalb des IFD werden Synergieeffekte im gemeinsamen IFD-Team (alle IFD-Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer Region) geschaffen.

· Durch Urlaub, längere Krankheiten oder vorübergehende Stellenvakanzen entstehende Leerzeiten werden aufgefangen.

· Im Team können Spezialisten für bestimmte Themen oder Branchen benannt werden.

· Die Vernetzung innerhalb der neuen Trägerorganisation wird deutlich erleichtert.

Im Außenverhältnis geht es um eine bessere Erkennbarkeit des IFD anstelle von Vereinzelungen des Angebots:

· die Herstellung eines einheitlicheren Auftretens.

· Verstärkte Nutzerfreundlichkeit: durch die Bündelung wird die IFD-Landschaft übersichtlicher und von außen besser zu durchschauen.

· Die Bündelung wird zu einer verstärkten „Schlagkraft“ des IFD führen, weil größere Einheiten auch größere Ressourcen haben und in der Öffentlichkeit eher wahr genommen werden.

· Der IFD tritt in einer Region als eine Einheit mit gemeinsamen Interessen auf. Im Vordergrund steht die trägerübergreifende Zusammenarbeit innerhalb des IFD, nicht möglicherweise bestehende Konkurrenzen zwischen den jeweiligen Trägern.

· Die notwendige Vernetzung nach außen zwischen den IFD einer Region wird durch die Bündelung stark unterstützt.

Auch durch die zunehmenden Kontingentvereinbarungen mit den Trägern der Arbeitsvermittlung wird es erforderlich, zu einer verstärkten Bündlung zu kommen, da auch die Träger der Arbeitsvermittlung einen verantwortlichen Ansprechpartner innerhalb des IFD-Verbundes benötigen, mit dem alle Angelegenheiten verbindlich abgewickelt werden können (Fallverteilung, Abrechnung, Kommunikation ...).

Eine rechtsverbindliche Bündelung kann über die Gründung einer neuen GmbH oder durch einen nach innen und außen gestärkten IFD-Trägerverbund erreicht werden. Im letzteren Fall muss ein Verbundvertrag zwischen den beteiligten Trägern abgeschlossen werden, in dem die Verantwortlichkeiten eindeutig geregelt sind und in dem die formulierten „Eckpunkte“ (s. u.) des Integrationsamtes berücksichtigt werden. Ein Träger des Trägerverbundes („Hauptträger“) übernimmt die Gesamtverantwortung für den IFD-Trägerverbund und vertritt diesen nach innen und außen sowie gegenüber dem Integrationsamt. 

4. Eckpunkte zur Weiterentwicklung der rheinischen Integrationsfachdienste 

Um das gesetzte Ziel zu erreichen, gelten folgende Eckpunkte: 
1. Zusammenschluss zu neuer Rechtsform

2. Reduzierung der Anzahl der Vertragspartner auf 15-17
3. Einheitliche Fachaufsicht pro IFD-Region

4. Erhaltung des behinderungsspezifischen Ansatzes

5. Räumliche Zusammenlegung

6. Keine arbeitsrechtlichen Verschlechterungen für  IFD-MitarbeiterInnen 

5. Weiteres Vorgehen

Auf der Basis der formulierten Eckpunkte werden die IFD-Träger aufgefordert, einen Umsetzungsvorschlag pro IFD-Region zu erarbeiten. 

� s. Jahresbericht 2005 der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen.





